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Teil A: Das Baugesetzbuch

I Text

- Übersicht -

Erstes Kapitel: Allgemeines Städtebaurecht

Erster Teil: Bauleitplanung

§§ Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften Seite

1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung 18
2 Aufstellung der Bauleitpläne, Verordnungsermächtigung 20
3 Beteiligung der Bürger 20
4 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 21

\ Zweiter Abschnitt: Vorbereitender Bauleitplan
(Flächennutzungsplan)

5 Inhalt des Flächennutzungsplans 22
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7 Anpassung an den Flächennutzungsplan 24

Dritter Abschnitt: Verbindlicher Bauleitplan
(Bebauungsplan)

8 Zweck des Bebauungsplans 24
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10 Beschluß des Bebauungsplans 28
II Genehmigung und Anzeige des Bebauungsplans 28
12 Inkrafttreten des Bebauungsplans 28
13 Vereinfachte Änderung oder Ergänzung des Bauleitplans 28

Zweiter Teil: Sicherung der Bauleitplanung

Erster Abschnitt: Veränderungssperre und Zurückstellung von
Baugesuchen

14 Veränderungssperre 29
15 Zurückstellung von Baugesuchen 29
16 Beschluß über die Veränderungssperre 30
17 Geltungsdauer der Veränderungssperre 30
18 Entschädigung bei Veränderungssperre 31

Zweiter Abschnitt: Teilungsgenehmigung

19 Teilungsgenehmigung 31
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25 Besonderes Vorkaufsrecht 37
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28 Verfahren und Entschädigung 38

Dritter Teil: Regelung der baulichen und sonstigen Nutzung;
Entschädigung

Erster Abschnitt: Zulässigkeit von Vorhaben

29 Begriff des Vorhabens 40
30 Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 40
31 Ausnahmen und Befreiungen 41
32 Nutzungsbeschränkungen auf künftigen Gemeindebedarfs-,

Verkehrs-, Versorgungs- und Grünflächen 41
33 Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung 41
34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang

bebauten Ortsteile 42
35 Bauen im Außenbereich 43
36 Beteiligung der Gemeinde und der höheren Verwaltungsbehörde . . 45
37 Bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder 46
38 Bauliche Maßnahmen aufgrund von anderen Gesetzen 46

Zweiter Abschnitt: Entschädigung

39 Vertrauensschaden 47
40 Entschädigung in Geld oder durch Übernahme 47
41 Entschädigung bei Begründung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

und bei Bindungen für Bepflanzungen 48
42 Entschädigung bei Änderung oder Aufhebung einer zulässigen

Nutzung 49
43 Entschädigung und Verfahren 50
44 Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der

Entschädigungsansprüche 51
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46 Zuständigkeit und Voraussetzungen 53
47 Umlegungsbeschluß 54
48 Beteiligte 54
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53 Bestandskarte und Bestandsverzeichnis 56
54 Benachrichtigungen und Umlegungsvermerk 57
55 Umlegungsmasse und Verteilungsmasse 58
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78 Verfahrens- und Sachkosten 67
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117 Ausführung des Enteignungsbeschlusses 89
118 Hinterlegung 90
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120 Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 91
121 Kosten 92
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Erstes Kapitel: Allgemeines Städtebaurecht

Erster Teil: Bauleitplanung

Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften

AI § 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung

(1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der
Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuches vorzubereiten
und zu leiten.

(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und
der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).

(3) Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

(4) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung und Landesplanung an-
zupassen.


